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Verkündet

am 28° November 1957

Im N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

9 o o e o . 0 . o o . u o o o o o o 0 o . o o o o .

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28° November 1957

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin, Witwe Elisabeth

N ...... , wird das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 110 NOVember 1955 aufge—

hoben° ‘

Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts

in Münster vom_2l° Juni 1954 wird als unzulässig
verworfen, soweit sie den Anspruch auf Witwen-

rente betrifft,

Die Revisionen der Kläger Hermine, Josef, Diesel,

Maria, Leni, Hedwig und Anni N„„... werden als

unzuläésig verworfen°

Die Beklagte hat der Klägerin, Witwe N......,

deren außergerichtliohe Kosten des Revisions—

_verfahrens zu erstatten°

Im übrigen sind Kosten nicht zu erstatten.

V 0 n R e c h t_s w e g e n .
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Leihee-ani .. -

Die Klägerin und fünf ihrer minderjährigen Kinder bezogen bei
Inkrafttreten des Sozialversicherungsanpassungsgesetzes (SVAG)

aus der Invalidenversieherung ihres am 12° März 1948 verstor—
benen Ehemännes die nach 5 1273 der Reiehsversicherungsordnung

a„r. (eve) auf insgesamt106,30%gekürzten Witwen—und Weisen—
renten,-Während für die weiteren Kinder HKEKEK£Z geboren am
25° Januar 1933, und Jää‘fä geboren am 22° April 1934, wegen

Überechreitens des 150 Lebensjahres keine Waisenrenten gewährt

_wurden° Seit Inkrafttreten des SVAG wurden den genannten Be—

rechtigten gemäß5 1 Abs„ 3 a‚a.0. die Hinterbliebenenrenten
in der unverkürzten Mindesthöhe von insgesamt 190‚— m

(Witwenrente 40,» %, Waisenrenten je 30„- %) ausgezahlt.

Auf einen—von der Klägerin gemäß 5 3 Abs° 2 SVAGgestellten
Antrag, die Waisenrente auch für die oben genannten weiteren

noch nicht 18 Jahre alten Kinder zu gewähren, erkannte die
Beklagte durch Bescheid vom 7° Dezember 1949 auch deren An—
sprüche an, erklärte in demselben Bescheid jedoch weiter,

unter Anwendung des 5 1273 RVG (a„F.) dürften die Hinterblie—

benenrenten insgesamt nicht mehr als (nunmehr) 166,30 m
betragen, so daß als Witwenrcnte nur 27„— M, als Waisenrenten

insgesamt nur 139,30 m in Frage kämen; nur dieser Betrag werde

daher von 1° Februar 1950 ab gezahlt; von einer Rückforderung

der überzehlten Beträge werde abgesehen. Eine Rechtsmittel—

belehrung enthielt dieser Bescheid nicht.

Am 100 Mai 1951 legte die Klägerin gegen diesen Bescheid
Berufung bei der Amtsverwaltung in Rhei■e ein, die von der

Beklagten zunächst als erledigt betrachtet, später jedoch an

das Oberversicherungsamt Münster abgegeben wurde und nach

Inkrafttreten des SDaiälgerichtegesetzes (SGS) auf das

Sozialgericht Münsterals Klage übergingp
Zwischenzeitlich waren die beiden zuletzt hinzugetretenen

Weisen wegen Überschreitung des 18, Lebensjahres wieder fort—

gefallen; hierdurch und durch spätere gesetzliche Änderungen

veränderten sich die Leistungen mit dem Fortfall Hermines

(Ende Januar 1951) auf 30,10 m für die'Kiäger1n und je
27,70 m für jedes verbleibende Kind (ab 1„6,1951 —erhöht
durch das Rentenzulagengesetz ? auf 37,30 m bzw° 24,90 m)

und mit dem Fortfall Josefs (Ende April 1952) auf 44,90 m

Witwenrente und je 30,40 % Heizenrentc„
_ 3
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Im Verhandlungetermih vom 21° Juni 1954 stellte die

Klägerin den Antrag, "unter Aufhebung des angefochtenen

Bescheids vom 7° Dezember 1949 die Beklagte zur Weiterzah—

lung der erhöhten Rente nach dem SVAG zu verurteilem"°

Das Sozialgericht Münster wies durch Urteil vom 21. Juni

1954 "in Sachen der Witwe Frau EK?! N■lxxiä
„„., Klägerin,

°/° LVA° Veetfalen „.„ Beklagte, wegen Witwenrente und

Waisenrenten „.„" die von ihm als fristgemäß angesehene

Klage ab, da es auf den vorliegenden Fall über 5 21

Abs, 2 SVAG den 5 1273 RVO a„F„ wieder für anwendbar hielt°

Auch vor dem Landessozialgericht Essen hatte die Klägerin
keinen Erfolg° Auf Grund der mündlichen Verhandlung vom

ll° November 1955, in der die Klägerin beantragt hatte,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils der Klage

stattzugeben, wurde die Berufung zurückgewiesen.

Das Landessozialgericht sieht die Klage als fristgemäß

erhoben an°

Es erörtert alsdann die Frage, welche Ansprüche im vor—
liegenden Verfahren gültig verfolgt wurden, Es verneint

eine Beteiligung der inzwischen volljährig gewordenen

Kinder am Rechtsstreit mangels Eintritt durch eigene Er—
klärung, und eine Beteiligung der jüngeren Kinder, obwohl

die Klägerin deren gesetzliche Vertreterin sei, deswegen,

weil niemals zum Ausdruck gekommensei, daß die Klägerin
auch für jene auftreten wolle° Da die Erwägungen für die

Witwenrente, die demnach einzig vom Rechtsstreit befangen

sei, gleichermaßen auch für die Waieonrenten zuträfen,

erübrigte sich nach Auffassung des Landessozialgeriohts

auch eine nachträgliche Beteiligung der Kinder im Wege

der Klageäinderung°

Sachlich folgert das Landessozialgericht aus dem "rein

verwaltungstechnischen" Zweck des 5 l Abso 3 SVAG, der
eine sofortige Zahlung der Post ohne langwierige Verzö—

gerungen durch erneute Umrechnungen durch die Versiche—

rungsträger im Auge gehabt habe, daß diese Bestimmung

in Fällen, in denen später ohnehin eine neue Rentenver—

sicherung erfolgen mußte, ihren Sinn verloren habe° Es.

sei daher in allen Fällen einer neuen Bescheiderteilung
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gleichmäßig über 5 21 Abs° 2 SVAGder 5 1273 RVG a„F° an—
zuwenden. Unerheblich sei in diesem Zusammenhang, ob der

neue leistungtfestsetzende Bescheid infolge Fortfalls

oder durch Hinzutreten eines Berechtigten ausgelöst werde,

gleichgültig'auch? ob im letzteren Falle ein Beteiligter
völlig neu

oder wieder (weil er bereits früher — wie im

vorliegenden Fall ein Kind die erste Zeit nach demTode des
Vaters - Rente bezogen hatte) rentenberechtigt wäre„

vDa @ 1273„RVO a‚F‚ nur auf alle in Frage kommenden Renten

gemeinschaftlich angewandt werden könne, komme auch nicht

etwa eine Kürzung nur an den Bezügen der neu hinzutretenden

Weisen in Frage° '

Das Landessozialgcricht hat die Revision ausdrücklich zu—
gelassen; die Rechtsmittelbelehrung seines Urteils lautet:

"„„ die Revision ist unter Beachtung des 5 164 betreffend

die Form, und des @ 166 SGG betreffend die Notwendigkeit

der Bestellung eines Prozeßbevollmächtigten binnen eines

Monats .a; einzulegen .„„„„".

Gegen das am 21„ Februar 1956 zugestellte Urteil legte die

Klägerin am 19° März 1956 durch Rechtsanwalt Bä%%£■ä%?in

Rheine Revi3ion ein9 ohne dabei einen Antrag zu stellen;

dieser Antrag wurde erst am 26° März 1956 nachgeholt°

Die Revisionsbegründungsfrist war bis zum 21„ Mai 1956 —
einem Sonntag — verlängert werden° Die Revision wurde durch

die Rechtsanwältin Dr, DäääYSXEXäiäälää■inKassel, auf die
inzwischen die Vertretung der Klägerin als Prozeßbevoll—

mächtigte übergegangen war, am 22° Mai 1956 begründet°

Die Klägerin rügt zunächst eine Verletzung des @106 SGG»
Aus dem gesamten Sachverhalt ergebe sich klar, daß die

Klägerin nicht nur die Überprüfung ihrer Witwenrente, son—

dern auch_diejenige der Waisenrenten ihrer Kinder erstrebt

habe° Es wäre daher Pflicht des Vorderrichters — falls er

Bedenken in dieser Hinsicht gehabt habe— gewesen, die

Klägerin zur Stellung klarer Anträge auch für ihre Kinder

zu
veranlassen und weiterhin für den Eintritt der voll-

jährigen Kindc■■ in den Rechtsstreit zu sorgen"
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Sachlioh sei der Begriff "rechtskräftiger und leistungäf“

festsetzcnder Bescheid nach Verkündung des Gesetzes" im

Sinne von 5 21 Abs° 2 SVAG verkannto Nur dann, wenn sich

eine tatsächliche, nicht aber auch, wenn sich nur eine

rechtliche Voraussetzung der gesamten Hinterbliebenen—

rentengewährung geändert habe (also z°B° bei der Geburt

eines Kindes, nicht aber bei der Heraufsetzung des

rentenberechtigten Alters durch das SVAG), sei — ent—

sprechend der Grundsätzlichen Entscheidung Nr„ 3108 des

Reichsversicherungsamts (AN° 1938 3° 110) — 5 21 Abs° 2

SVAG anwendbar°

Es widerspréche ferner den auch im öffentlichen Recht

anzuwendenden Grundätzen von Treu und Glauben9 daß die
Klägerin nicht vor Stellung ihreä Antrags für die Kin—

der HEKE$$$ und ExXEI auf die für sie ungünstigen Folgen
aufmerksam_gemacht werden sei°

Die nachträgliche Anwendung des 5 1273 EVO a„F° sei

unbillig und widerspreche den Grundsätzen eines sozia—

len Rechtsstaates;

'Die Klägerin beantragt,
' unter Aufhebung des_Urteils des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 11° November 1955 und des
Urteils des Sozialgerichts Münster vom 21‚ Juni 1954

sowie des Bescheides der Beklagten vom 7° Dezember

1949 die Beklagte zur Weiterzahlung der Hinterblie—

benenrente in voller, vom SVAG vorgeschriebener

Hindesthöhe ohne Anwendung des 5 1273 RVGacF„?zu ver—
urteilen, und zwar für die Zeit vom l° Februar 1950

bis 30„ April 1954°

Die Beklagte

hat Zurückweisung der Revision beantragt und sich

dafür auf die Gründe des angefochtenen Urteils be—

zogeno

Das Bundessozielgericht hat noch eine auf der : als

Unterlage einzig noch vorhandenen — Rentenkarte der Be—

klagten beruhende Aufstellung eingeholt, aus der sich

ergibt? daß die Kürzungsvorschrift des 5 1273 RVG aoF°

..5..
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II°

- 6.?

auf die Hinterbliebenenrenten Nääiiäi£nur bis zum

30„ April 1954 (Ausscheiden der Tochter Iä?Y%ää angewandt"
werden ist°

Entscheidungsgründe

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden° Zwar ist der im 5 164 Abs° 2 Satz 1 SGG für
die wirksame Revisionseinlegung vorgeschriebene Revisions-

antrag erst über einen Monat nach Zustellung des Berufungs—
urteils an die Klägerin gestellt werden; diese Zustellung

vermochte jedoch die in 5 164 Abs„ 1 Satz 1 SGG vorgeschrie-‚
bene Revisionsfrist von einem Monat nicht in Lauf zu setzen,

da die Rechtsmittelbelehrung des Landessozialgerichts eines

Hinweises auf das Erfordernis des bestimmten Antrages ent—

behrte und daher gemäß @ 66 SGG nach der ständigen Recht—

sprechung des Bundessozialgerichts (vgl. BSGE° 1 S° 227)

die außerordentliche Frist von einem Jahr nach Urteils—

zustellung zur Revisionseinlegung zur Verfügung stand„ Bei

der demnach fristgerecht eingelegten Revision entfällt unter

diesen Umständen die Prüfung, ob für den Fall der Frist—

versäumnis ein Grund für eine Wiedereinsetzung in den vori—

gen Stand gegeben gewesen wäre°

Die Revision ist vom Landessozialgerieht zugelassen und damit

statthaft.

Das 80zialgericht hat in seinemUrteil vöm 21° Juni 1954 über
den Anspruch der Klägerin und ihrer sieben durch sie vertre—
tenen Kinder entschieden° Dies ergab zwar nicht der klagc—_

abweisende Tenor selbst, aber eindeutig bereits die Urteils—

fassung, die als “Betreff" angibt: "Wegen Witwenrente und

Waisenrenten". Die Urteilsgründe des Sozialgerichts beziehen

sich-auf den gesamten, der Klägerin für sich und ihre Kinder

gemeinsam erteilten angefochtenen Bescheid vom 7° Dezember

1949, gegen den insgesamt — o?ne Beschränkung auf den Witwen-

rentenansprueh — die Berufung der Klägerin an das OVA. Münster

auch eindeutig gerichtet war° Demgegenüber erscheint unbeacht5

lieh, daß in dem Urteil des Sozialgerichts nur die Klägerin '

als Partei aufgeführt werden ist; dies muß dahin verstanden

- 7 -
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werden, daß sie persönlich und in ihrer Eigenschaft

als Vertreterin ihrer Kinder gleichermaßen gemeint ist°

Es ist zwar zuzugeben, daß eine derartige Parteibe—
zeichnuhg nicht ganz korrekt ist, sie entspricht jedoch

einer früher sehr weit verbreiteten Übung (vgl° z„B°

Bayer, LVA.‚ GE, Nr° 27, Amtsbl„ 1950 S, 463,und Nr„ 64,

Amtsbl° 1951 S° 81)° Auch daraus, daß die Tochter Hil■‘tl'

bereits vor Erlaß des erstinstanzlichen Urteils voll—
jährig geworden ist, kann gegenüber der Auffassung des

Landessozialgerichts mit Rücksicht auf 5 73 Abs° 2 Satz 2

SGG kein Bedenken hergeleitet werden°

Da die Klägerin das Urteil—des Sozialgerichts ohne

Einschränkung mit der Berufung angefochten hat — in der

Berufungssczrift vom30° Juni 1954 gibt sie ausdrück—

lich als von ihr begehrte "Gesamtrente" 190„- % anstelle

des den Hinterbliebenen insgesamt gewährten Betrages

von 166,50 m an 5, sind die Ansprüche der Klägerin und

ihrer sieben Kinder gleichermaßen als mit der Berufung

angefochten anzusehen„

Das Landessozialgericht seinerseits hat in seinem mit

der ReviSion angefochtenen Urteil eindeutig und aus—

drücklich ausgesprochen, dass es mit diesem nur über

den Anspruch der Klägerin auf Witwenrente entscheiden

wollte, weil es eine Rechtshängigkeit bezüglich der

Weisen verneinte. Unter diesen Umständen muß davon aus—

gegangen werden, daß das Berufungsverfahren der Weisen

auch heute noch vor dem Landessozialgericht anhängig

ist, da das bewußt nur die Klägerin betreffende Urteil

des LSG° irgendwelChe Wirkungen gegenüber ihren Kindern

nicht haben kann; hierbei wird verfahrensmäßig davon

auszugehen sein, daß das Landessozialgericht die sub—

jektive Klageverbindung (Klägerhäufung) durch sein Ur—

teil selbst — anstatt durch einen Beschluß nach 5 113

Abs° 2 SGG — wieder aufgehoben hat, Hit der Revision

angefochten konnte daher auch nur das allein die

Klägerin betreffende Urteil des Landessozialgerichts

werden„
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III°

Die Revisionen der Kinder der Klägerin mußten daher

als unzulässig verworfen werden, da es insoweit bisher

überhaupt an einem revisionsfähigen Urteil des Landes—

sozialgerichts fehlt. '

Vor einem sachlichen Eingehen auf die Revision gegen
das allein die Witwenrente betreffende Berufungsurteil

sind von Amts wegen die Verfahrensvoraussetzungen zu

prüfen° Für diese Prüfung war das Bundessozialgericht
nicht an die Feststellungen des Landessozialgerichts

gebunden, sondern konnte selbst in der zweckmäßig

und notwendig erscheinenden Weise Ermittlungen durch—

führen° Aus der auf Grund der noch vorhandenen Unter—

lagen gefertigten Aufstellung ergibt sich — auch von
der Klägerin nicht bestritten —, daß die von der

Klägerin bekämpfte Anwendung der Kürzungsvorschrift

des @ 1273 EVO ao]?° auf ihre Witwenrente mit dem Fort—

fall der Waisenrente für ihre Tochter Il■iäx am
300 April 1954 — also vor Erlaß des Urteils des Sozial—

gerichts - ihr Ende gefunden hat° Von diesem Zeitpunkt

an erhält die Klägerin ihre Rente unverkürzt, so dass

das Urteil des Sozialgerichts Hüneter, dasdie von der

Klägerin erhobenen Ansprüche auf Zahlung der ungekürzten

Rente ebwies, nur die Rente für einen bereits erge1sure=»

nen Zeitraum betraf° Entgegen der Auffassung des Sozial—

gerichts und des Landessozialgerichts war daher die

Berufung nach 5 146 SGGunzulässig° Sie ist auch nicht
ausnahmsweise nach 5 150 SGG als zulässig anzusehen,

da sie weder zugelassen is‘ (Nr„ 1 a„aoo„)‚ noch ein

wesentlicher Mangel des Verfahrens des Sozialgerichts

vor dem Landessozialgericht überhaupt nur gerügt wäre

(Nr„ 2 a.e„0„) und Nr„ 3 a.a„O° im vorliegenden Falle
ohnehin nicht anwendbar ist. Es ergibt sich somit,

dass das Lendessozialgericht zu Unrecht sachlich über

das angefochtene Urteil des Sozialgerichts entschieden

- 9 „
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hat, so daß sein Urteil aufzuheben war° Die Revision konnte

jedoch nur dazu führen, die Berufung der Klägerin gegen

das Urteil des Sozialgerichts Münstcr‚ soweit dieses

ihre Witwenrentenansprüche betrifft, als unzulässig zu
verwerfe1m>

Die Kostenentscheidung rechtfertigt sich aus 5 193 SGG°
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